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442 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXIII. GP 

 

Bericht und Antrag 
des Finanzausschusses 

betreffend den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Ökostromgesetz 
(Ökostromgesetz-Novelle 2008) und das Einkommensteuergesetz 1988 geändert werden 

Im Zuge seiner Beratungen über die Regierungsvorlage (406 der Beilagen) betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Normverbrauchsabgabegesetz und das Mineralölsteuergesetz 1995 geändert werden - Öko-
logisierungsgesetz 2007 (ÖkoG 2007), hat der Finanzausschuss am 24. Jänner 2008 auf Antrag der Abge-
ordneten Dkfm. Dr. Günter Stummvoll und Kai Jan Krainer mit Stimmenmehrheit beschlossen, dem 
Nationalrat gemäß § 27 Abs. 1 Geschäftsordnungsgesetz einen Selbständigen Antrag vorzulegen. 
 
Dieser Antrag war wie folgt begründet: 

„ Zu Artikel 1 (Änderung des Ökostromgesetz) 
Allgemeines: 
Die verstärkte Nachfrage nach Rohstoffen, die für die Gewinnung von Ökostrom aus flüssiger Biomasse- 
und Biogasanlagen zum Einsatz kommen, hat bewirkt, dass diese Rohstoffmärkte in kurzer Zeit von 
Überschussmärkten zu Mangelmärkten gedreht haben. Diese erhöhte Nachfrage hat bewirkt, dass sich 
insbesondere die Rohstoffpreise für flüssige Biomasse (Pflanzenöle, kaltgepresste biogene Öle, RME 
sowie andere biogene Brennstoffe sowie Altspeiseöle) sowie die für die Erzeugung von Biogas zum Ein-
satz gebrachten landwirtschaftlichen Produkte (wie etwa Mais) im Vergleich zu den Annahmen früherer 
Expertisen nachteilig entwickelt haben. So sind nach Angaben der Interessensvertretungen der Landwirt-
schaft bei manchen der Rohstoffe, die bei Biogasanlagen eingesetzt werden (wie etwa Rohmais), seit 
Jahresbeginn 2007 Preissteigerungen um bis zu 100% zu beobachten. Durch die ambitionierten Zielset-
zungen der EU bezüglich der Erhöhung des Anteils an erneuerbaren Energieträger am Energieverbrauch 
sowie durch die verstärkte, weltweite Nachfrage nach Nahrungs- und Futtermitteln ist davon auszugehen, 
dass die Preise für diese Rohstoffe auch in der nächsten Zukunft eine eher steigende Tendenz aufweisen 
werden. 
Bei Ökostromanlagen auf Basis von flüssiger Biomasse (zB Altspeiseöle) werden ähnliche Preisentwick-
lungen berichtet. Anlagenbetreiber mit Rohstoffbezügen aus Deutschland berichten, dass der Preis für 
Altspeiseöl von ursprünglich kalkulierten Kosten in Höhe von 300 Euro pro Tonne Altspeiseöl (tatsächli-
cher Preis 2002: 200 Euro pro Tonne Altspeiseöl) bis Jahresmitte 2007 auf 500 Euro pro Tonne (56-
57 Cent pro Liter) angestiegen sei. Die Ursache liegt darin, dass Stoffe wie Altspeiseöl verstärkt für die 
Biodieselerzeugung nachgefragt werden. 
Die Preisentwicklungen auf diesen Rohstoffmärkten haben zur Folge, dass gegenwärtig Anlagen zur 
Erzeugung von Ökostrom aus Biogas und flüssiger Biomasse nicht kostendeckend betrieben werden kön-
nen, was zur Schließung von Ökostromanlagen und allenfalls (falls diese Auswirkungen bei der Biogas-
anlage nicht durch Mehreinnahmen für den Betreiber durch höhere Erlöse für den Verkauf des eigenen 
Rohstoffs Mais, etc. kompensiert werden) sogar zur Existenzgefährdung von Betreibern von Ökostroman-
lagen führen könnte. 
Die Anzahl der Anlagen, die auf Basis von Biogas elektrische Energie erzeugen beträgt gegenwärtig 270, 
wobei bei einer installierten Leistung von ca. 65 MW von einem jährlichen Einspeisevolumen von etwa 
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400-500 GWh auszugehen. ist. Die jährliche Stromerzeugung von Anlagen auf Basis von flüssiger Bio-
masse beträgt ca. 80 GWh (bei einer installierten Leistung von 15 MW). Die Anzahl der Biomasse-flüssig 
Anlagen beträgt 45. 
Soll ein Rückgang der Ökostromerzeugung aus flüssiger Biomasse und Biogas vermieden werden, ist es 
erforderlich, den betroffenen Anlagenbetreibern zusätzlich zu den gemäß § 11 oder § 30 Abs. 3 bestimm-
ten Einspeisepreisen eine weitere Sonderunterstützung zu gewähren. 
Geht man von einer 100%igen Preissteigerung der zum Einsatz gelangenden Rohstoffe aus, belaufen sich 
die Mehrkosten für Ökostrom aus Biogasanlagen pro erzeugter kWh auf 5,5 Cent/kWh, die Mehrkosten 
für Ökostrom von Anlagen auf Basis von flüssiger Biomasse liegen in ähnlicher Größenordnung. Im 
vorliegenden Novellenentwurf wird ein Rohstoffzuschlag in Höhe von 4 Cent vorgeschlagen, wodurch 
ein Großteil dieser Rohstoffpreissteigerungen abgegolten wird. Für die Bedeckung des Rohstoffzuschla-
ges sind 20 Mio. Euro veranschlagt, die nicht überschritten werden dürfen. Diese Mittel können zur Gän-
ze aus dem verbliebenen zusätzlichen jährlichen Unterstützungsvolumen für das Kalenderjahr 2007 und 
dem zusätzlichen jährlichen Unterstützungsvolumen für feste Biomasse- und Biogasanlagen für 2008 
aufgebracht werden. 
§ 11a sieht eine Verordnungsermächtigung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit vor, für Öko-
stromanlagen auf Basis von flüssiger Biomasse oder von Biogas aus nachwachsenden Rohstoffen elektri-
sche Energie zu erzeugen, einen Rohstoffzuschlag von 4 Cent/kWh zu bestimmen. 
Durch die im § 22b erfolgte Klarstellung der Rechnungslegungsvorschriften, soll zur Vermeidung einer 
buchmäßigen Überschuldung eine zweifelsfreie Aktivierbarkeit des nicht gedeckten Differenzbetrages, 
welcher besonders durch die Sonderunterstützung für das Jahr 2008 entstehen wird, ermöglicht werden. 
Durch die Novellierung des § 10a Ökostromgesetz wird bewirkt, dass von dem im Kalenderjahr 2007 
nicht ausgeschöpften Einspeisetarifvolumen keine Rückstellung zu bilden ist, sondern diese Mittel für 
Zwecke der Sonderunterstützung Verwendung finden. Bezüglich des für das Kalenderjahr 2008 zur Ver-
fügung stehenden Unterstützungsvolumens wird in der Übergangsbestimmung des § 32c geregelt, für 
welche Anlagenkategorien Kürzungen vorzusehen sind, um die für die Finanzierung des Rohstoffzu-
schlags und der Sonderunterstützung erforderlichen Mittel aufzubringen, die nicht aus dem für das Ka-
lenderjahr 2007 nicht ausgeschöpften zusätzlichen jährlichen Unterstützungsvolumen aufgebracht werden 
können. Damit im Zusammenhang stehen ist auch eine Regelung hinsichtlich jener Verträge vorzusehen, 
die jenen Teil des für das Kalenderjahr 2008 zur Verfügung stehenden zusätzlichen Unterstützungsvolu-
mens belasten, das für die Mittelaufbringung des Rohstoffzuschlages und der Sonderunterstützung heran-
gezogen werden soll. 
Finanzielle Auswirkungen: 
Die vorgesehenen Änderungen haben keine Auswirkungen auf den Bundeshaushalt, die Planstellen des 
Bundes oder auf andere Gebietskörperschaften. 
Durch die Heranziehung von Mitteln, die gemäß § 21a bzw. § 5 Abs. 1 Z 31 Ökostromgesetz für die Ka-
lenderjahre 2007 und 2008 vorhanden sind, kommt es auch zu keinen Mehrbelastungen von Stromhänd-
lern und Stromkonsumenten. 
Verhältnis zu Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 
Artikel 88 EGV: 
Die in dem Gesetz vorgesehenen Zuschläge stellen sich als staatliche Beihilfe im Sinne des Artikels 88 
EGV dar. Das Gesetz ist daher der Kommission zu notifizieren. Die Zuschläge dürfen erst dann ausbe-
zahlt werden, wenn die Kommission eine abschließende Entscheidung erlassen hat. 
Gemeinschaftsrahmen für staatliche Umweltschutzbeihilfen: 
In Rz. 60 des Gemeinschaftsrahmen für stattliche Umweltschutzbeihilfen wird ua. ausgeführt, dass im 
Falle der Biomasse höhere Betriebskosten anfallen, weshalb die Kommission Betriebsbeihilfen akzeptie-
ren kann, die über die Deckung der Investitionskosten hinausgehen, wenn der Nachweis erbracht wird, 
dass die Gesamtkosten nach Abschreibung der Anlagen weiterhin über den Priesen am Energiemarkt 
liegen. 
Besonderheiten des Normsetzungsverfahrens: 
Im Verfassungsrang stehende Kompetenzdeckungsklausel. 
 

Zu Artikel 2 (Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988) 
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Zu Z 1 und Z 2 (Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988, § 33 Abs. 9 und § 124b Z 143 
EStG 1988): 
Der Pendlerzuschlag von § 33 Abs. 9 EStG 1988 soll ausgeweitet werden. Der Höchstbetrag von derzeit 
200 Euro soll auf 240 Euro angehoben werden. Zudem soll die Deckelung von 10% der Werbungskosten 
auf 15% angehoben werden. Die Anhebung auf 15% und die Anhebung auf 240 Euro gelten jedoch nur 
für jene ArbeitnehmerInnen, die grundsätzlich Anspruch auf das Pendlerpauschale gemäß § 16 Abs. 1 Z 6 
lit. b oder c EStG 1988 haben.“ 
 
An der Debatte beteiligten sich außer dem Berichterstatter die Abgeordneten Dr. Ruperta Lichtenecker, 
Kai Jan Krainer, Mag. Bruno Rossmann, Bernhard Themessl, Dr. Gabriela Moser, Petra Bayr, Josef 
Bucher, Lutz Weinzinger, Dkfm. Dr. Hannes Bauer, Dr. Ferdinand Maier, Ing. Hermann Schultes, der 
Ausschussobmann Abgeordneter Dkfm. Dr. Günter Stummvoll, der Bundesminister für Finanzen Mag. 
Wilhelm Molterer und der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit Dr. Martin Bartenstein sowie der 
Staatssekretär im Bundesministerium für Finanzen Dr. Christoph Matznetter. 
 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Finanzausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle dem 
angeschlossenen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 2008 01 24 

 Jakob Auer Dkfm. Dr. Günter Stummvoll 
 Berichterstatter Obmann 


